
Sonderausstellung, Theaterinszenie-
rungen und vieles mehr: 50 Jahre nach 
dessen Grundsteinlegung macht das 
Humboldt-Forum den Palast der Repub-
lik zum Themenschwerpunkt. Bei aller 
Mühe bleibt Kritik nicht aus.

PATRICK VOLKNANT

Für Hartmut Dorgerloh ist es eine Frage 
der Verantwortung – für einen hochpoliti-
schen Ort, der die deutsche Geschichte wi-
derspiegelt wie kaum ein anderer. »Es ist 
immer wieder sehr erstaunlich, wie stark 
wir doch die Fähigkeit verlernt haben, erst 
einmal zuzuhören, bevor wir uns eine Mei-
nung bilden«, sagt der Generalintendant des 
Humboldt-Forums am Mittwoch. Dort, wo 
zwischen 2006 und 2008 mit dem Palast der 
Republik eines der bedeutendsten Kulturgü-
ter der DDR abgerissen wurde, will Dorger-
loh einen »Raum der Vielstimmigkeit«, ei-
nen »Ort für Selbstreflexion« schaffen.

Im umstrittenen Berliner Schloss star-
tet die Stiftung Humboldt-Forum eine Art 
Aufarbeitungsoffensive: Veranstaltungen, 
Führungen, Workshops, Virtual Reality, 
Thementage und aufwendige Theaterinsze-
nierungen bilden den Jahresschwerpunkt 
zum Palast der Republik. »Der Palast steckt 
uns in den Knochen«, sagt Dorgerloh. Ziel 
sei es, Impulse zu neuen Debatten zu geben. 
Doch auch der Intendant weiß: »Das Thema 
triggert, wie man heute sagt.«

Im Zentrum aber steht die Sonderaus-
stellung: Auf 1300 Quadratmetern mit rund 
300 Exponaten widmet sich »Hin und weg. 
Der Palast der Republik ist Gegenwart« der 
Entstehungsgeschichte des ehemaligen Sit-

zes der Volkskammer bis hin zur heutigen 
Debatte um dessen Nachfolger, das Stadt-
schloss. Besucher*innen sollen sich dabei 
nicht nur informieren und Originalobjekte 
aus dem Palast selbst bewundern können. 
Sie sind auch angehalten, ihre eigene Mei-
nung zur Debatte um das Stadtschloss zu 
hinterlassen.

Jahrelang habe sich das Humboldt-Fo-
rum auf den polarisierenden Themen-
schwerpunkt vorbereitet, sagt Judith Pro-
kasky, Programmleiterin von »Der Palast der 
Republik ist Gegenwart«. Bei der Auswahl 
ihres Teams sei darauf geachtet worden, 
so viele unterschiedliche Perspektiven wie 
möglich zusammenkommen zu lassen: von 
Zeitzeug*innen und Expert*innen bis hin 
zu Menschen, die den Palast der Republik 
nie zu Gesicht bekamen. Gemeinsam, führt 
Prokasky aus, habe man diskutiert und sei 
zu den sozialistischen Palästen in Warschau, 
Bukarest und Sofia gereist. Über 80 Audio- 
und Videointerviews habe das Team geführt, 
einige von ihnen über mehrere Stunden.

Eine der prominentesten Mitarbeiter*in-
nen ist Sabine Bergmann-Pohl (CDU), Prä-
sidentin der Volkskammer von April bis Ok-
tober 1990 und letztes Staatsoberhaupt 
der DDR. Den Abriss des Palasts sieht sie 
bis heute kritisch. »Mein Empfinden war da-
mals: Hier wird etwas abgerissen, weil es ein 
sozialistisches Relikt ist und einigen Leuten 
nicht passt«, sagt Bergmann-Pohl. Trotz des 
vielen Asbests im Bau habe sie den Abriss 
ohne Rücksicht auf Kompromissvorschläge 
als überstürzt empfunden. Die ehemalige 
Präsidentin spricht von einem »Politikum«, 
von einem Vorgehen, das sie geärgert habe.

»Es war toll, wie sich der Dom in den 
Glasfronten gespiegelt hat«, erinnert sich 
Bergmann-Pohl an den Palast der Repub-
lik zurück. Gerne würde sie ihrer Enkelin 
heutzutage den Ort zeigen können, an dem 
die Volkskammer die Wiedervereinigung be-
schlossen habe. Am Berliner Schloss aber 
lasse sich das historische Ereignis nur noch 
schwer nachvollziehen, so Bergmann-Pohl. 
»Aber ich habe meinen Frieden mit dem 
Schloss gemacht.«

Ebenfalls am Projekt mitgewirkt hat Viet 
Duc Nguyen, der 1975 aus Vietnam ins säch-
sische Freiberg zum Studieren zog. Für den 
DDR-Prachtbau sei er extra nach Berlin ge-
fahren. »Ich habe mir gegönnt, den Palast 
kennenzulernen mit Freunden«, sagt er. 
Gemeinsam hätten sie von hier aus schöne 
Ausflüge durch Ostberlin gestartet. Auch 
Nguyen versteht, dass die damalige Vorge-
hensweise mit dem Palast für Empörung ge-
sorgt hat: »Früher waren alle neidisch auf 
die DDR. Sie hatte den Palast, sie hatte das 
FEZ.«

In seinem Themenschwerpunkt zeigt sich 
das Humboldt-Forum bemüht, all jenen die 
Hand zu reichen, die der Verlust des Palasts 
bis heute schmerzt. Nicht ohne Erfolg: So 

wird sich etwa der Ernst-Busch-Chor, der 
seine Wurzeln in der DDR hat, am Theater-
spektakel »Bau auf! Bau ab!« von Regisseur 
Ron Zimmering beteiligen.

Und doch stößt das Versöhnungsprojekt 
nicht überall auf Gegenliebe: Die Initiative 
Schlossaneignung kritisiert die Ausstelltung 
kurz vor deren Eröffnung scharf und wirft 
dem Humboldt-Forum in einer Mitteilung 
»Zynismus« vor. Unterzeichnet haben un-
ter anderem der Ex-Kultursenator Thomas 
Flierl (Linke), die ehemalige Bezirksstadträ-
tin für Stadtentwicklung in Mitte Dorothee 
Dubrau (Grüne) sowie Philipp Oswalt, Pro-
fessor für Architekturtheorie in Kassel und 
früherer Direktor der Bauhaus-Stiftung in 
Dessau.

Gegen alle Einwände sei der Palast der Re-
publik vollständig abgerissen worden, heißt 
es in dem Schreiben. Trotz seiner histori-
schen Bedeutsamkeit hätten sich die Verant-
wortlichen dagegen entschieden, Teile des 
DDR-Kulturguts in den neuen Bau des Berli-
ner Schlosses zu integrieren: »Im Namen der 
einen, idealisierten preußisch-deutschen 
Geschichte wurden die Spuren der anderen 
Geschichte, der Geschichte von Gewalt, Um-
sturz und Teilung im 20. Jahrhundert ausra-
diert.« Nun werde mit der »Gegenwart« des 
ausradierten Palasts geworben.

Die Initiative fordert, die aus ihrer Sicht 
verdrängten Teile deutscher Geschichte am 
Berliner Schloss sichtbar zu machen und in 
das Bauwerk einzuschreiben. »Erst wenn der 
Bau aus seinem Gefängnis der Geschichts-
klitterung befreit wird, wird man hier Aus-
stellungen ernst nehmen und wertschätzen 
können.«

Im Berliner Schloss beginnt der Jahresschwerpunkt zum Palast der Republik

»Mein Empfinden war damals: 
Hier wird etwas abgerissen, weil 
es ein sozialistisches Relikt ist und 
einigen Leuten nicht passt.«

Sabine Bergmann-Pohl  Ehemalige 
Präsidentin der Volkskammer

Humboldtsche Versöhnungsoffensive

Vier Angeklagte sollen als Teil eines 
Netzwerks um eine Berliner Baufirma 
jahrelang Mitarbeiter*innen irregulär 
beschäftigt und so den Staat um Millio-
nenbeträge betrogen haben.

CHRISTIAN LELEK

Von einem »System der Schwarzarbeit« 
spricht der Vorsitzende Richter Meyer am 
Mittwoch zur Eröffnung eines Strafverfah-
rens am Berliner Landgericht. Angeklagt 
sind vier Beschuldigte, die von 2014 bis 
2018 im Kontext einer Baufirma, der Necko 
Hoch- und Tiefbau GmbH, Arbeiter*innen 
irregulär beschäftigt haben sollen. Dadurch 
seien den zuständigen Trägern Sozialversi-
cherungsbeiträge in Höhe von 32,8 Millio-
nen Euro vorenthalten worden. Zusätzlich 
gibt die Staatsanwaltschaft eine Schadens-
summe von 6,8 Millionen Euro an, die dem 
Staat als Lohnsteuern entgangen seien. Die 
Necko sei für kleinere Firmen und große Ge-
neralunternehmer tätig gewesen.

Die Schadenssumme ordnet Richter Meyer 
als »deutlich höher als bei vergleichbaren Fäl-
len« ein. Zwei der Beschuldigten sind die ehe-
maligen Geschäftsführer der Necko. Sie seien 
zwar formal die Hauptverantwortlichen, al-
lerdings so merkt Richter Meyer an, fehle 
der »Elefant im Raum«, der eigentliche wirt-
schaftliche Profiteur. Die beiden Angeklag-
ten seien als Geschäftsführer eingesetzt wor-
den, um einen weiteren Bauunternehmer, 
der eine Zeit lang auch als Gesellschafter der 
Necko fungierte, im Hintergrund zu halten. 
Dennoch seien die beiden Angeklagten nicht 
als reine »Strohgeschäftsführer« zu beurtei-
len. Sie seien maßgeblich an der organisier-
ten Schwarzarbeit beteiligt gewesen.

Den anderen Beklagten wirft die Staats-
anwaltschaft Beihilfe vor. Beide seien als Ge-
schäftsführer weiterer Unternehmen tätig 
gewesen, die der Necko Scheinrechungen 
ausgestellt hätten. Die Unternehmen seien 
laut Staatsanwaltschaft als »Zweckbetriebe 
zur Verschleierung von Schwarzlohn« ge-

führt worden. Dabei habe einer der beiden 
Beschuldigten 548 Scheinrechungen ausge-
stellt. Der andere, so Richter Meyer, habe in-
nerhalb eines Jahres mehrmals je 50 000 Euro 
in Taschen aus der Bank getragen, die an-
schließend an die Arbeiter*innen ausbezahlt 
wurden.

Um das Verfahren, für das 17 weitere Ter-
mine vorgesehen sind, nach Möglichkeit ab-
zukürzen, stellt das Gericht den Prozessbe-
teiligten ein zu erwartendes Strafmaß in 
Aussicht für den Fall, dass sie sich gestän-
dig zeigen. Dabei müssten die ehemaligen 
Geschäftsführer mit Haftstrafen bis zu vier 
Jahren und sechs Monaten beziehungsweise 
drei Jahren und neun Monaten rechnen. Die 
der Beihilfe Beschuldigten hätten bis zu drei 
Jahre sowie bis zu zwei Jahre und drei Mo-
nate Haft zu erwarten. Die Staatsanwalt-
schaft wie auch die Angeklagten und ihre 
insgesamt sieben Verteidiger*innen ließen 
am Mittwoch offen, ob sie auf die Verstän-
digungsangebote eingehen werden.

Strafmildernd ist laut Richter Meyer an-
zurechnen, dass die tatsächliche Summe 
des Schadens als insgesamt niedriger ein-
zuschätzen sei. Es sei nicht davon auszu-
gehen, dass die vollen per Scheinrechnun-
gen ausgestellten Beträge an die irregulär 
Beschäftigten gezahlt wurden. Vielmehr 
müsse einberechnet werden, dass die an 
dem System Beteiligten Teilbeträge ein-
behielten. Die ehemaligen Geschäftsfüh-
rer hätten zudem im Ermittlungsverfahren 
weitgehende Aussagen auch zu anderen 
Verfahrenskomplexen gemacht, weshalb 
für sie als Kronzeugen das Strafmaß abzu-
senken sei.

Das Verfahren wird am 17. Mai fortge-
setzt. Gegenstand in dem Strafverfahren 
ist lediglich der mutmaßlich dem Staat zu-
gefügte Schaden. Die um ihren Lohn und 
ihre Versicherungsleistung geprellten Ar-
beitnehmer*innen hätten mögliche eigene 
Forderungen bereits bereits vor Jahren vor 
dem Arbeitsgericht vortragen müssen.

Gericht stellt Beteiligten eines »Schwarzarbeit-Systems« am Bau Haftstrafen in Aussicht

Millionenschaden durch irreguläre Beschäftigung

Bilder, die es aufzuarbeiten gilt: Der Abriss des Palasts der Republik sorgt heute noch für Unmut.
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Wegner muss über 
Beziehung aufklären

Der Regierende Bürgermeister 
Kai Wegner (CDU) muss seine Be-
ziehung zur Bildungssenatorin 
Katharina Günther-Wünsch (CDU) 
offenlegen. In einem Eilverfahren 
verpflichtete das Berliner Ver-
waltungsgericht die Senatskanzlei 
zu Angaben darüber, wann Wegner 
das Presse- und Informationsamt 
informiert hat. Zunächst berichtete 
der »Tagesspiegel« am Mittwoch-
morgen über das Verfahren, von der 
Zeitung kommt auch die Klage auf 
den Auskunftsanspruch. Noch ist 
der Beschluss nicht rechtskräftig, 
die abschließende Entscheidung 
trifft das Oberverwaltungsgericht. 
Wegners Staatskanzlei unter-
stellte dem »Tagesspiegel« einen 
»voyeuristischen Gehalt«. Diesem 
Vorwurf trat das Gericht entgegen 
und begründete, dass die Zeitung 
aus nachvollziehbaren Gründen 
Interesse an den Informationen 
habe, da es die »Frage einer Beein-
flussung der Wahl und Ernennung 
der Senatorinnen und Senatoren« 
darlegt.  bet

Ein Hungerstreikender 
im Krankenhaus

Ein Teilnehmer des Klima-Hunger-
streiks in einem Camp am Bundes-
wirtschaftsministerium in Mitte ist 
in ein Krankenhaus gekommen. Wie 
die Kampagne »Hungern bis ihr ehr-
lich seid« mitteilte, handele es sich 
um einen jungen Mann, der seit 
16 Tagen keine feste Nahrung auf-
nimmt. Unterstützer hätten einen 
Rettungswagen gerufen, über seinen 
Gesundheitszustand sei nichts mehr 
bekannt. Die Kampagne setzte sich 
zum Ziel, den Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) zu einer Regierungs-
erklärung zu den Gefahren des 
Klimawandels zu bewegen und eine 
radikale Senkung der Treibhausgase 
zu bewirken. Nach Angaben eines 
Regierungssprechers geht Scholz 
nicht auf die Forderungen der 
Aktivisten ein.  dpa/nd

Kampagne will Migranten 
zum Wählen animieren

Mit einer neuen Kampagne sollen 
Berliner mit Migrationsgeschichte 
zur Teilnahme an der Europawahl 
am 9. Juni aufgerufen werden. An 
der Kampagne beteiligen sich die 
Integrationsbeauftragte Katarina 
Niewiedzial sowie elf Migranten-
selbstorganisationen. Bis zur 
Europawahl finden sich in der 
Hauptstadt verschiedene mehr-
sprachige Plakate und Banner. Auch 
auf sozialen Medien wird unter 
dem Motto »Wählen wirkt! – Demo-
kratie stärken« über die Europawahl 
informiert. Damit wolle man auch 
die Migrationsgesellschaft sichtbarer 
machen, erklärte Sozialsenatorin 
Cansel Kiziltepe (SPD).   dpa/nd
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